
Anlage 1

zum Personalbogen für ehrenamtliche Richterinnen und Richter

Sozialgerichtsgesetz (SGG)
-Auszug -

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 23. 9.1975 I 2535, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 4 G v.
12.08.200512354

§12 (Besetzung der Kammern)

(1) Jede Kammer des Sozialgerichts wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei
ehrenamtlichen Richtern als Beisitzern tätig. Bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen
Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden wirken die ehrenamtlichen Richter nicht mit.

(2) In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialversicherung und der Arbeitsförderung
gehört je ein ehrenamtlicher Richter dem Kreis der Versicherten und der Arbeitgeber an.
Sind für Angelegenheiten einzelner Zweige der Sozialversicherung eigene Kammern gebil-
det, so sollen die ehrenamtlichen Richter dieser Kammern an dem jeweiligen Versicherungs-
zweig beteiligt sein.

(3) In den Kammern für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts wirken je ein ehrenamtlicher
Richter aus den Kreisen der Krankenkassen und der Vertragsärzte, Vertragszahnärzte und
Psychotherapeuten mit. In Angelegenheiten der Vertragsärzte, Vertragszahnärzte und Psy-
chotherapeuten wirken als ehrenamtliche Richter nur Vertragsärzte, Vertragszahnärzte und
Psychotherapeuten mit.

(4) In den Kammern für Angelegenheiten des sozialen Entschädigungsrechts und des
Schwerbehindertenrechts wirken je ein ehrenamtlicher Richter aus dem Kreis der mit dem
sozialen Entschädigungsrecht oder dem Recht der Teilhabe behinderter Menschen vertrau-
ten Personen und dem Kreis der Versorgungsberechtigten, der behinderten Menschen im
Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und der Versicherten mit; dabei sollen Hinter-
bliebene von Versorgungsberechtigten in angemessener Zahl beteiligt werden.

(5) In den Kammern für Angelegenheiten der Grundsicherung für Arbeitsuchende wirken
ehrenamtliche Richter aus den Vorschlagslisten der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber mit.
In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe und des Asylbewerberleistungsgeset-
zes wirken ehrenamtliche Richter aus den Vorschlagslisten der Kreise und der kreisfreien
Städte mit.
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§ 13 (Berufung und Amtsdauer der ehrenamtl. Richter)

(1) Die ehrenamtlichen Richter werden von der nach Landesrecht zuständigen Stelle auf-
grund von Vorschlagslisten (§ 14) für fünf Jahre berufen; sie sind in angemessenem Verhält-
nis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus den Vorschlagslisten zu entnehmen.
Die zuständige Stelle kann eine Ergänzung der Vorschlagslisten verlangen.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine einheitliche
Amtsperiode festzulegen; sie können diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die
jeweils zuständige oberste Landesbehörde übertragen. Wird eine einheitliche Amtsperiode
festgelegt, endet die Amtszeit der ehrenamtlichen Richter ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt
ihrer Berufung mit dem Ende der laufenden Amtsperiode.

(3) Die ehrenamtlichen Richter bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ihre Nachfol-
ger berufen sind. Erneute Berufung ist zulässig. Bei vorübergehendem Bedarf kann die nach
Landesrecht zuständige Stelle weitere ehrenamtliche Richter nur für ein Jahr berufen.

(4) Die Zahl der ehrenamtlichen Richter, die für die Kammern für Angelegenheiten der Sozi-
alversicherung, derArbeitsförderung, der Grundsicherung für Arbeitsuchende, der Sozialhilfe
und des Asylbewerberleistungsgesetzes, des sozialen Entschädigungsrechts und des
Schwerbehindertenrechts zu berufen sind, bestimmt sich nach Landesrecht; die Zahl der
ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung
und für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts ist je besonders festzusetzen.

(5) Bei der Berufung der ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten der
Sozialversicherung und der Arbeitsförderung ist auf ein angemessenes Verhältnis zu der
Zahl der im Gerichtsbezirk ansässigen Versicherten der einzelnen Versicherungszweige, auf
die hauptsächlichen Erwerbszweige, insbesondere auch auf die Gruppe der Selbständigen
ohne fremde Arbeitskräfte Rücksicht zu nehmen.

(6) Die ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten des sozialen Entschä-
digungsrechts und des Schwerbehindertenrechts sind in angemessenem Verhältnis zu der
Zahl der von den Vorschlagsberechtigten vertretenen Versorgungsberechtigten, behinderten
Menschen im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und Versicherten zu berufen.
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§ 14 (Vorschlagslisten, Vorschlagsrecht)

(1) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für Angelegen-
heiten der Sozialversicherung, der Grundsicherung für Arbeitsuchende einschließlich der
Streitigkeiten auf Grund des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes und der Arbeitsförderung
mitwirken, werden aus dem Kreis der Versicherten und aus dem Kreis der Arbeitgeber auf-
gestellt. Gewerkschaften, selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder
berufspolitischer Zwecksetzung und die in Absatz 3 Satz 2 genannten Vereinigungen stellen
die Vorschlagslisten für ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der Versicherten auf. Vereini-
gungen von Arbeitgebern und die in § 16 Absatz 4 Nummer 3 bezeichneten obersten Bun-
des- oder Landesbehörden stellen die Vorschlagslisten aus dem Kreis der Arbeitgeber auf.

(2) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für Angelegen-
heiten des Vertragsarztrechts mitwirken, werden nach Bezirken von den Kassenärztlichen
und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen und von den Zusammenschlüssen der Kranken-
kassen aufgestellt.

(3) Für die Kammern für Angelegenheiten des sozialen Entschädigungsrechts und des
Schwerbehindertenrechts werden die Vorschlagslisten für die mit dem sozialen Entschädi-
gungsrecht oder dem Recht der Teilhabe behinderter Menschen vertrauten Personen von
den Landesversorgungsämtern oder nach Maßgabe des Landesrechts von den Stellen auf-
gestellt, denen deren Aufgaben übertragen worden sind oder die für die Durchführung des
Bundesversorgungsgesetzes oder des Rechts der Teilhabe behinderter Menschen zuständig
sind. Die Vorschlagslisten für die Versorgungsberechtigten, die behinderten Menschen und
die Versicherten werden aufgestellt von den im Gerichtsbezirk vertretenen Vereinigungen,
deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung
und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und
Umfang ihrer bisherigen Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sach-
kundige Erfüllung dieser Aufgaben bieten. Vorschtagsberechtigt nach Satz 2 sind auch die
Gewerkschaften und selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufs-
politischer Zwecksetzung.

(4) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für Angelegen-
heiten der Sozialhilfe und des Asylbewerberleistungsgesetzes mitwirken, werden von den
Kreisen und den kreisfreien Städten aufgestellt.

§15

(weggefallen)
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§16 (Persönliche Voraussetzungen)

(1) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht kann nur ausüben, wer Deut-
scher ist und das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat.

(2) (weggefallen)

(3) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Versicherten kann auch sein, wer arbeitslos ist
oder Rente aus eigener Versicherung bezieht. Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Ar-
beitgeber kann auch sein, wer vorübergehend oder zu gewissen Zeiten des Jahres keine
Arbeitnehmer beschäftigt.

(4) Ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber können sein

1. Personen, die regelmäßig mindestens einen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer be-
schäftigen; ist ein Arbeitgeber zugleich Versicherter oder bezieht er eine Rente aus eige-
ner Versicherung, so begründet die Beschäftigung einer Hausgehilfin oder Hausange-
stellten nicht die Arbeitgebereigenschaft im Sinne dieser Vorschrift;

2. bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Personen, die
kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrags allein oder als Mitglieder des Vertre-
tungsorgans zur Vertretung der juristischen Person oder der Personengesamtheit beru-
fen sind;

3. Beamte und Angestellte des Bundes, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbän-
de sowie bei anderen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
nach näherer Anordnung der zuständigen obersten Bundes- oder Landesbehörde;

4. Personen, denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist, oder Angestellte, die regel-
mäßig für den Arbeitgeber in Personalangelegenheiten tätig werden, sowie leitende An-
gestellte,

5. Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Vorstandsmitglie-
der und Angestellte von Zusammenschlüssen solcher Vereinigungen, wenn diese Perso-
nen kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt sind.

(5) Bei Sozialgerichten, in deren Bezirk wesentliche Teile der Bevölkerung in der Seeschif-
fahrt beschäftigt sind, können ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der Versicherten auch
befahrene Schiffahrtskundige sein, die nicht Reeder, Reedereileiter (Korrespondentreeder,
§§ 492 bis 499 des Handelsgesetzbuchs) oder Bevollmächtigte sind.

(6) Die ehrenamtlichen Richter sollen im Bezirk des Sozialgerichts wohnen oder ihren Be-
triebssitz haben oder beschäftigt sein.

§ 17 (Ausschließungsgründe)

(1) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht ist ausgeschlossen,
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1. wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt
oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten
verurteilt worden ist,

2. wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
eher Ämter zur Folge haben kann,

3. wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nicht besitzt.

Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern
berufen werden.

(2) Mitglieder der Vorstände von Trägern und Verbänden der Sozialversicherung, der Kas-
senärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen und der Bundesagentur für Arbeit kön-
nen nicht ehrenamtliche Richter sein. Davon unberührt bleibt die Regelung in Absatz 4.

(3) Die Bediensteten der Träger und Verbände der Sozialversicherung, der Kassenärztlichen
(Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen und der Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit
können nicht ehrenamtliche Richter in der Kammer sein, die über Streitigkeiten aus ihrem
Arbeitsgebiet entscheidet.

(4) Mitglieder der Vorstände sowie leitende Beschäftigte bei den Kranken- und Pflegekassen
und ihren Verbänden sowie Geschäftsführer und deren Stellvertreter bei den Kassenärztli-
chen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen sind als ehrenamtliche Richter in den Kammern
für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts nicht ausgeschlossen.

(5) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht, der zum ehrenamtlichen Richter
in einem höheren Rechtszug der Sozialgerichtsbarkeit berufen wird, endet mit der Berufung
in das andere Amt.

§ 18 (Ablehnungsgründe, Entlassung)

(1) Die Übernahme des Amtes als ehrenamtlicher Richter kann nur ablehnen,
1. wer die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch erreicht hat,
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2. wer in den zehn der Berufung vorhergehenden Jahren als ehrenamtlicher Richter bei
einem Gericht der Sozialgerichtsbarkeit tätig gewesen ist,

3. wer durch ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit so in Anspruch genommen ist,
daß ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann,

4. wer aus gesundheitlichen Gründen verhindert ist, das Amt ordnungsgemäß auszuüben,

5. wer glaubhaft macht, daß wichtige Gründe ihm die Ausübung des Amtes in besonderem
Maße erschweren.

(2) Ablehnungsgründe sind nur zu berücksichtigen, wenn sie innerhalb von zwei Wochen,
nachdem der ehrenamtliche Richter von seiner Berufung in Kenntnis gesetzt worden ist, von
ihm geltend gemacht werden.

(3) Der ehrenamtliche Richter kann auf Antrag aus dem Amt entlassen werden, wenn einer
der in Absatz 1 Nr. 3 bis 5 bezeichneten Gründe nachträglich eintritt. Eines Antrags bedarf
es nicht, wenn der ehrenamtliche Richter seinen Wohnsitz aus dem Bezirk des Sozialge-
richts verlegt und seine Heranziehung zu den Sitzungen dadurch wesentlich erschwert wird.

(4) Über die Berechtigung zur Ablehnung des Amtes oder über die Entlassung aus dem Amt
entscheidet die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im Voraus bestimmte Kammer end-
gültig.

§19 (Ausübung des Amts, Entschädigung)

(1) Der ehrenamtliche Richter übt sein Amt mit gleichen Rechten wie der Berufsrichter aus.
(2) Die ehrenamtlichen Richter erhalten eine Entschädigung nach dem Justizvergütungs-
und -entschädigungsgesetz.

§ 20 (Schutz des ehrenamtl. Richters)

(1) Der ehrenamtliche Richter darf in der Übernahme oder Ausübung des Amtes nicht be-
schränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes nicht benachteiligt werden.
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(2) Wer einen anderen in der Übernahme oder Ausübung seines Amtes als ehrenamtlicher
Richter beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes benachteiligt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

§ 21 (Ordnungsgeld)

Der Vorsitzende kann gegen einen ehrenamtlichen Richter, der sich der Erfüllung seiner
Pflichten entzieht, insbesondere ohne genügende Entschuldigung nicht oder nicht rechtzeitig
zu den Sitzungen erscheint, durch Beschluß ein Ordnungsgeld festsetzen und ihm die durch
sein Verhalten verursachten Kosten auferlegen. Bei nachträglicher genügender Entschuldi-
gung ist der Beschluß aufzuheben oder zu ändern. Gegen den Beschluß ist Beschwerde
zulässig. Über die Beschwerde entscheidet die durch das Präsidium für jedes Geschäftsjahr
im Voraus bestimmte Kammer des Sozialgerichts endgültig. Vor der Entscheidung ist der
ehrenamtliche Richter zu hören.

§ 22 (Amtsenthebung)

(1) Der ehrenamtliche Richter ist von seinem Amt zu entbinden, wenn das Berufungsverfah-
ren fehlerhaft war oder das Fehlen einer Voraussetzung für seine Berufung oder der Eintritt
eines Ausschließungsgrundes bekannt wird. Er ist seines Amtes zu entheben, wenn er seine
Amtspflichten grob verletzt. Er kann von seinem Amt entbunden werden, wenn eine Voraus-
Setzung für seine Berufung im Laufe seiner Amtszeit wegfällt. Soweit die Voraussetzungen
für eine Amtsentbindung vorliegen, liegt in ihrer Nichtdurchführung kein die Zurückverwei-
sung oder Revision begründender Verfahrensmangel.

(2) Die Entscheidung trifft die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im Voraus bestimmte
Kammer. Vor der Entscheidung ist der ehrenamtliche Richter zu hören. Die Entscheidung ist
unanfechtbar.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 zuständige Kammer kann anordnen, dass der ehrenamtliche
Richter bis zur Entscheidung über die Amtsentbindung oder Amtsenthebung nicht heranzu-
ziehen ist. Die Anordnung ist unanfechtbar.

^;
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§ 23 (Ausschuss der ehrenamtlichen Richter)

(1) Bei jedem Sozialgericht wird ein Ausschuss der ehrenamtlichen Richter gebildet. Er be-
steht aus sechs Mitgliedern, die von den ehrenamtlichen Richtern aus ihrer Mitte gewählt
werden. Der Ausschuss tagt unter der Leitung der aufsichtführenden oder, wenn ein solcher
nicht vorhanden oder verhindert ist, des dienstältesten Vorsitzenden des Sozialgerichts.

(2) Der Ausschuss ist vor der Bildung von Kammern, vor der Geschäftsverteilung, vor der
Verteilung der ehrenamtlichen Richter auf die Kammern und vor Aufstellung der Listen über
die Heranziehung der ehrenamtlichen Richter zu den Sitzungen mündlich oder schriftlich zu
hören. Er kann dem Vorsitzenden des Sozialgerichts und den die Verwaltung und Dienstauf-
sieht führenden Stellen Wünsche der ehrenamtlichen Richter übermitteln. ^
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Auszug aus der Niederschrift
über die 5. Sitzung des Kreistages (lO.Wahlzeit) des Kreises Trier-Saarburg

am 15.12.2014 im Sitzungssaal der Kreisverwaltung in Trier,
öffentlicher Teil.

3. Berufung von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern der Sozialge-
richtsbarkeit Rheinland-Pfalz; Vorlage: 0366/2014

Protokoll:

Der Landrat verweist auf die Vorlage der Verwaltung, wonach im Kalenderjahr
2015 die Amtszeiten der ehrenamtlichen Richter und Richterinnen ende. Folgend
benennt er die bisher tätigen ehrenamtlichen Richter und die damaligen
Vorschläge des Kreistages.

Von Seiten der CDU-Kreistacisfraktion werden die folgenden Personen
vorgeschlagen:
Herr Albert Jaeger, Im Görgenthal 3, 54441 Trassem
Herr Sascha Kohlmann, Bohrbergstraße 7, 54429 Schillingen

Die SPD-Kreistagsfraktion schlägt folgende Personen vor:
Herr Matthias Wagner, Auf der Fröhn 4 b, 54308 Langsur

Seitens der FWG-Kreistagsfraktion wird folgende Person vorgeschlagen:
Herr Dieter Klever, Grendelgarten 7, 54329 Konz

Weitere Vorschläge werden nicht vorgebracht.

Der Kreistag spricht sich dafür aus offen und gemeinsam über die Vorschläge
abzustimmen.

Beschluss:

Der Kreistag wählt auf Vorschlag die benannten Personen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen

Für die Richtigkeit des Auszuges:
Trier, den 2. September 2019

Kreisverwaltung Trier-Saarburg
Im Auftrag

(TngK
Kreisamtfrau

)



Kreistagswahl 2019 - Zuteilungsverfahren

Ausschussberechnung

Anfangsdivisor: 16,6666 (= 50 Gesamtstimmen / 3 Sitze)

Wahlvorschlag

Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Christlich Demokratische Union Deutschlands
Alternative für Deutschland

Freie Demokratische Partei

BÜNDN]S^90_/J:)IE^3RUNEN
F/ele-waJh!ergmp^pe„^jreJS^Tr^r''sa_ar'bur9.ei.Y;.
DIE UNKE

^ur9erfurjBur.9ereLy-..
Sitzegesamt

S&'/n/nen

10
nT-

s
s !

2

8

7

2

1

Division

_1p/_16,6666j
17/166666
3/^,6666
_2;_16,6666
8/^16,6666 _[
_7/1y666
^/16,6666_L
1/16,6666 I

Sitzanteil

0,6000

1,0200
0.1800

0,121)0
0,4800

Slfce

1

1

D.4200

0,1^00
-A0600-..

0

0

0

2

Die Zahl dar vergebenen Sitze muss um 1 Sitz(e) erhöht werden (§ 41 Abs. 1 Satz 6 KWG)

Ermittlung des neuen maßgeblichen Divisors für die Wahlvorschläge:
Neuer Divisor wird der Mittelwert aus dem höchsten und zweithöchsten Divisorwert.

Berechnungsformel zur Divisorermittlung: Stimmen / (bisher ermittelte Sitze + 0,S)

r
Wahlvorschlag

Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Christlich Demokratische Union Deutschlands

Alternative für Deutschland

Freie Demokratische Partei

BÜNDNIS 90; DIE GRÜNEN

_Freie wah!erg-rupJle_^.reisJrrier~^aa^bur?,e:V.L
DIE LINKE

Bürger für Bürger e.V.

Stimmen

10

17

3

2

Division Divisor
•—

10^/1 5 j __..__6.6666
17/1,5 I 11,3333

_3/0,5 j___6.!wm.
] ~~~21^.S~] ^,0000

^;0,5 j____16,001)0
7 [7; 0,5 [ 14,00(10
_2_2^S...L. _4'00()!'J-
1^ l7o,5 f-2,0000"

Neuer Divisor: 15,0000 (Mittelwert aus 16,0000 und 14,0000)

Verteilungsberechnung gemäß neuem Divisor

I Watilvorschlag

Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Christlich Demokratische Union Deutschlands

[Alternative für Deutschland
; Freie Demokratische Partei

l BÜNONIS9») DIE GRÜNEN

-F-r_e!?-yv^.tl.ler^r.u p.p^-Kr^„Tn ^.r'?.a-^-ti[9. .?^_^-_

Stimmen-i-

=t:,:

h.
DIE LINKEi

-B.^G?erfur' Bur9er-^.y:.
[ Sitze gesamt

10 i

3̂
Division j

10/15.000Dl
.1Z_/J15'OCIO° _„-
^;^150000 j
ZillSOOOO

Sitzanteil 4--

ZZIZt

8^15,0000 L
7 ^7; Ts.OOOO '[
21 2/15,0000

_] ^_1_f 150000

0,6666

1,1333 ^_
02000

_.._°.l»3^.-
0.5333

(1^333
^0666

Sitze

1

1

1

0

0
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